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gers über die Höhe seines Arbeitseinkommens, so daß ein 

Änderungsvertrag nicht zustande kam.

Erst im April 1983 sprach der Betrieb die Kündigung 

wegen gesundheitlicher Nichteignung des Klägers für die 

vereinbarte Arbeit aus, nachdem der Kläger weitere Ange­

bote von Anderungs- und auch von Überleitungsverträgen 

ausgeschlagen hatte, obwohl die angebotenen Arbeiten nach 

ausdrücklichen ärztlichen Erklärungen für ihn aus medizini­

scher Sicht unbedenklich, also zumutbar waren (§§ 209 Abs. 1, 

54 Abs. 2 Buchst, b AGB). Der Kläger zeigte keine Einsicht 

für das betriebliche Erfordernis, den Schwebezustand zu be­

enden. Seine falsche Haltung wurde ohne Zweifel durch die 

Inkonsequenz des Betriebes gefördert.

Vieles spricht dafür, daß der Betrieb mit dem Kläger gar 

nicht einen Arbeitsvertrag als Kistenbauer hätte abschließen 

sollen. Daß er sich über den Gesundheitszustand des Klägers 

nicht informiert hat, ist zwar kein Gesetzesverstoß, fällt ihm 

aber als Vorwurf hinsichtlich der weiteren Entwicklung der 

arbeitsrechtlichen Beziehungen zur Last. Nachdem nämlich 

geklärt war, daß der Kläger als Kistenbauer nicht arbeiten 

konnte, hätte der Betrieb unverzüglich um eine für den Klä­

ger geeignete andere Arbeit im Betrieb oder außerhalb des 

Betriebes bemüht sein müssen. Hierüber wäre zu verhandeln 

gewesen, wobei es zu damaliger Zeit wahrscheinlich möglich 

gewesen wäre, eine Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnis­

ses zu vermeiden. Statt dessen wurden Provisorien geschaf­

fen, und einer Klärung im Einklang mit dem Gesetz wurde 

ausgewichen. Der Betrieb versuchte, die zeitweilig auftre­

tende Differenz zwischen der Bewertung der übertragenen 

Arbeiten und dem Anspruch auf mindestens den bisherigen 

Durchschnittslohn gemäß § 89 Abs. 3 AGB dadurch zu ver­

ringern, daß er aus der Zeit von April bis Dezember 1978 

einen Durchschnittsbetrag des Stundenlohnes ermittelte, der 

dem Kläger in der folgenden Zeit im wesentlichen gezahlt 

wurde. Diese fehlerhafte Verfahrensweise war Gegenstand 

des vorliegenden Rechtsstreits. Der Betrieb trug dazu vor, 

der Kläger sei für die von ihm verrichteten Arbeiten ordent­

lich bezahlt worden. Das ist indessen kein tauglicher Gesichts­

punkt, so daß im Urteil die Richtung zu weisen war, wie 

der Anspruch des Klägers im Einklang mit dem Gesetz zu 

ermitteln ist. Danach ist mit einer weiiergehenden Zahlungs­

verpflichtung des Betriebes zu rechnen.

Der Rechtsstreit wäre vermeidbar gewesen, wenn sich der 

Betrieb von Anfang an konsequent um die nach §209 AGB 

erforderliche Neugestaltung der arbeitsrechtlichen Beziehun­

gen zum Kläger bemüht hätte. Die im Kassationsverfahren 

vorgetragene Kritik des Zentralvorstands der IG Bau-Holz 

am Betrieb erweist sich deshalb aus verschiedenen Gründen 

als zutreffend.

Oberrichter WALTER RUDELT,

Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Familienrecht
§ 39 Abs. 2 FGB; OG-Richtlinie vom 27. Oktober 1983.

1. Bei der Eigentumsverteilung nach Ehescheidung hat die 
Orientierung in Ziff. 2.3. der OG-Richtlinie vom 27. Oktober 
1983, bei der Verteilung von Sachen die Interessen unter­
haltsberechtigter Kinder zu berücksichtigen, in den Fällen  
besonderes Gewicht, in denen kein umfangreiches gemein­
schaftliches Eigentum vorhanden ist.
2. M it einer außergerichtlichen Vereinbarung über die 
Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums übernehmen  
die Ehegatten Rechte und Pflichten, die —  sofern die Verein­
barung bereits im  Zusammenhang mit der Ehescheidungs­
klage geschlossen worden ist —  mit Eintritt der Rechtskraft 
der Ehescheidung wirksam werden.
3. Hat ein Ehegatte ohne Zustimmung des anderen zum  
Nachteil des gemeinschaftlichen Eigentums verfügt, so ist er 
nach Ziff. 2.5. der OG-Richtlinie vom 27. Oktober 1983 auch  
zur Erstattung der Kosten eines wegen der eigenmächtigen  
Verfügung erforderlichen Zivilverfahrens zu verpflichten.
4. Das Bestreben einer Prozeßpartei, Sachen des gemein­
schaftlichen Eigentums, für die beide keinen Bedarf haben, 
unter Anrechnung des W ertes durch gerichtliche Entschei­
dung in das Alleineigentum der anderen Prozeßpartei über­
tragen zu lassen, entspricht nicht der Orientierung zur An­
tragsstellung in Ziff. 3.1. der OG-Richtlinie vom 27. Oktober 
1983.

Es ist allerdings möglich, einen Antrag des Inhalts zu  
stellen, daß das Gericht über die Eigentumsverteilung ent­
scheidet.

OG, Urteil vom 4. Juni 1985 —  3 OFK 9/85.

Durch Teilurteil des Kreisgerichts wurde die Ehe der Pro­
zeßparteien geschieden und das Erziehungsrecht für die bei­
den Kinder der Verklagten übertragen. Das Kreisgericht be­
stätigte zugleich eine Teüeinigung über die Verteilung von 
Hausrat.

Durch Endurteil hat das Kreisgericht über die Teilung der 
finanziellen Mittel und Verbindlichkeiten der Prozeßparteien 
entschieden. Der Kläger wurde verurteilt, an die Verklagte 
einen Erstattungsbetrag von 2 670 M zu zahlen und ein von 
den Eheleuten aufgenommenes Darlehn in Höhe von 1 500 M 
zurückzuzahlen. Darüber hinaus wurden beide Prozeßparteien 
verurteilt, ein weiteres Darlehn in Höhe von 5 000 M je zur 
Hälfte zurückzuzahlen. Die Anträge des Klägers zur Teilung 
der während der Ehe im Wohn- und Gartengrundstück ge­
schaffenen Werte und Baulichkeiten (Einbau einer Etagen­
heizung in das zur Miete bewohnte Einfamilienhaus, Garage, 
Geräteschuppen, Hundezwinger) und zur Übertragung von 
Sachen in das Alleineigentum der Verklagten wurden abge­
wiesen.

Das Kreisgericht begründete diese Entscheidung im wesent­
lichen wie folgt: Durch Teileinigung habe der Kläger aus dem 
gemeinschaftlichen Eigentum Werte im Umfang von 3 745 M 
und die Verklagte Werte im Umfang von 5 482 M erhalten. 
Damit sei der Anspruch der Verklagten auf Teilzahlung zu 
ungleichen Teilen wegen der bei ihr lebenden Kinder berück­
sichtigt worden. Die weiteren Werte des gemeinschaftlichen 
Eigentums seien je zur Hälfte zu teilen. Da der Kläger noch 
3 532 M Bargeld hinter sich habe (1 600 M aus dem Verkauf 
des Pkw, 582 M Versicherungszahlung und 1 350 M Jahres­
endprämie), habe er der Verklagten 1 766 M und des weiteren 
die Prozeßkosten in Höhe von 904 M für das durch seinen 
eigenmächtigen Pkw-Verkauf von ihr geführte Zivilverfahren 
zu erstatten. Daraus ergebe sich der Erstattungsbetrag von 
2 670 M. Die Anträge wegen der Ein- und Aufbauten für das 
Haus bzw. auf dem Grundstück seien abzuweisen, weil die 
von den Prozeßparteien vorgenommenen baulichen Verände­
rungen nur Rechte und Pflichten gegenüber dem Vermieter 
nach §§ 111 und 112 ZGB begründen könnten. Der Rat der 
Gemeinde als Vermieter habe mitgeteilt, daß den Prozeß­
parteien keine finanziellen Ansprüche aus dem Mietverhält­
nis zustünden.

Mit seiner Berufung gegen das Endurteil des Kreisgerichts 
hat der Kläger beantragt, seine Verurteilung zur Erstattungs­
zahlung an die Verklagte in Höhe von 2 670 M und zur 
Rückzahlung einer Darlehnssumme von 2 500 M aufzuheben. 
Er beantragte ferner, die Verklagte allein zur Tilgung des 
Darlehns in Höhe von 5 000 M und zur Zahlung eines Erstat­
tungsbetrages in Höhe von 1 500 M an ihn zu verurteilen. Des 
weiteren beantragte er, alle von den Prozeßparteien errich­
teten Baulichkeiten sowie Werkzeuge, Werkzeugbank und 
Antennenanlage im Gesamtwert von 7 020 M in das Allein­
eigentum der Verklagten zu übertragen.

Das Bezirksgericht hat die Verurteilung des Klägers zur 
Erstattungszahlung an die Verklagte ersatzlos aufgehoben, im 
übrigen die Berufung als unbegründet und die Berufungsan­
träge zur Übertragung von Sachen und Baulichkeiten in das 
Alleineigentum der Verklagten als unzulässig abgewiesen.

Es ging bei seiner Entscheidung im wesentlichen von fol­
gendem aus: Der Kläger habe Werte in Höhe von 7 277 M 
erhalten. Abzüglich seiner Darlehnsverpflichtungen (1 500 M 
und 2 500 M) verbliebe ihm ein Wert von 3 277 M. Die Ver- 
klagte habe Gegenstände im Wert von 5 482 M. Davon seien 
ihre Rückzahlungsverpflichtungen (2 500 M Darlehn, 1 475 M 
Kredit) abzusetzen, so daß ihr ein Wert von 1 507 M verbleibe. 
Da nur geringe Werte vorhanden seien, könne die Verklagte 
wegen der Übertragung des Erziehungsrechts für die beiden 
Kinder keinen höheren Anteil erhalten. Der höhere Anteil 
des Klägers sei gerechtfertigt, weil die Verklagte die in der 
Wohnung eingebaute Etagenheizung im Wert von ca. 3 500 M 
weiter nutze. Gleichzeitig sei dabei berücksichtigt, daß der 
Kläger den Pkw eigenmächtig verkauft und dadurch der Ver­
klagten Kosten für das Zivilverfahren in Höhe von 904 M 
verursacht habe. Die Anträge des Klägers, der Verklagten 
bestimmte Gegenstände und Baulichkeiten in ihr Alleineigen­
tum zu übertragen, seien als unzulässig abzuweisen, weil jede 
Prozeßpartei nur hinsichtlich des von ihr beanspruchten Teils 
des gemeinschaftlichen Eigentums Anträge stellen könne.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kassa­
tionsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.


